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Das Lehr- und Lernbuch behandelt die Grundlagen des
niedersächsischen Eingriffsrechts. Die Grundrechte, das
Strafprozessrecht (Ermittlungsverfahren) sowie das
niedersächsische Polizeirecht (NPOG) werden aus der
Perspektive von Polizeibeamten erläutert. Hierbei wird
stets auf die Besonderheiten der Falllösung im Rahmen des
Studiums des Grund- und Eingriffsrechts an der
Polizeiakademie Niedersachsen (1. Studienjahr)
eingegangen.
 
Prof. Dr. Jan Roggenkamp ist Professor für Öffentliches
Recht mit dem Schwerpunkt Polizei- und Ordnungsrecht an
der HWR Berlin, er lehrte lange Zeit Grund- und
Eingriffsrecht an der Polizeiakademie Niedersachsen; Kai
König ist Erster Polizeihauptkommissar und Dozent an der
Polizeiakademie Niedersachsen.



Vorwort

Nunmehr erscheint bereits die dritte Auflage dieses
Lehr-/Lernbuches zum Grund- und Eingriffsrecht. Da die
zweite Auflage bereits fast vergriffen ist, haben der Verlag
und wir uns entschieden, nicht lediglich einen Nachdruck
anzubieten, sondern eine punktuelle Aktualisierung
vorzunehmen. Eingefügt wurden insbesondere die
Ausführungen zum neu gefassten §  12 Abs.  6 NPOG. In
diesem Zusammenhang wurde auch der Abschnitt über die
Befragung (§  12 Abs.  1–5 NPOG) überarbeitet und teilweise
neu gefasst. Im Übrigen wurden einige  Fehler, die sich ja
immer wieder mal finden, korrigiert. Leider konnte die
anstehende Anpassung des bereichsspezifischen
Datenschutzrechts an die sog. JI-Richtlinie, die zum
Redaktionsschluss (immer) noch in der Anfangsphase des
Gesetzgebungsprozesses war, nicht eingearbeitet werden.
Wir werden diese jedoch zu gegebener Zeit kommentieren
und als Update zu dieser Auflage auf dem Blog des
Verlages (https://blog.kohlhammer.de/) kostenfrei zur
Verfügung stellen. Wir hoffen, dass Ihnen dieses Buch
nützlich ist und wünschen Ihnen viel Erfolg beim Studium
des Grund- und Eingriffsrechts!
 
Kai König und Jan Roggenkamp
Nienburg/Berlin, Mai 2019
 
 
Vorwort zur 1. Auflage
 
Wir freuen uns sehr, Ihnen mit diesem Werk ein Lehr- bzw.
Lernbuch zum Grund- und Eingriffsrecht vorlegen zu
können, das speziell auf die Bedürfnisse und

https://blog.kohlhammer.de/


Vorlesungsinhalte des Bachelorstudiengangs an der
Polizeiakademie Niedersachsen zugeschnitten ist.
Bisher existiert kein Lehrbuch, welches sowohl die
wesentlichen verfassungsrechtlichen, strafprozessualen
und gefahrenabwehrrechtlichen Grundlagen aus
„niedersächsischer Perspektive“ beleuchtet. Die
vorhandenen Werke decken – soweit ersichtlich – nur
Teilbereiche ab und sind zudem in der Regel eher auf die
universitäre Ausbildung zugeschnitten. Diese Lücke wollen
wir schließen. Der vorliegende Band „Grundrechte,
Standardmaßnahmen und Zwang“ orientiert sich an den
Inhalten des Moduls 3.2 auf dem Gebiet NPOG/StPO/GG.
Bei der Abfassung haben wir uns von zwei Zielen leiten
lassen. Zunächst möchten wir Ihnen eine Lernhilfe an die
Hand geben, die Sie bei der Vorbereitung und
erfolgreichen Ablegung der Klausurprüfung am Ende des
ersten Studienjahres unterstützt. Darüber hinaus stellen
die Inhalte dieses Buchs die Grundlage für Ihr weiteres
Studium und natürlich für Ihr späteres berufliches Wirken
als Polizei- oder Kriminalkommissarin oder -kommissar dar.
Trotz seines Umfangs kann und soll dieses Buch
vorhandene rechtswissenschaftliche Literatur nur
ergänzen. Nutzen Sie die für das Selbststudium
vorgesehene Zeit zur eigenständigen Vertiefung!
 
Kai König und Jan Roggenkamp
Nienburg/Berlin, Dezember 2017
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dd) Besondere Form- und
Verfahrensvorschriften
ee) Adressat/Betroffener



g) Zuführungsgewahrsam (§  18 Abs.  3 NPOG)
aa) Tatbestandsvoraussetzungen
bb) Rechtsfolge
cc) Funktionelle Zuständigkeit
dd) Besondere Form- und
Verfahrensvorschriften
ee) Adressat/Betroffener

XIV. Vorläufige Festnahme (§ 127 StPO)
1. Allgemeines
2. Betroffene Grundrechte
3. Vorläufige Festnahme (§  127 Abs.  2, 112, 112a
StPO)

a) Wichtige Normen
b) Allgemeines
c) Materielle Rechtmäßigkeit

aa) Tatbestandsvoraussetzungen
bb) Rechtsfolge
cc) Ermächtigungsbegrenzende
Bestimmungen
dd) Funktionelle Zuständigkeit
ee) Besondere Form- und
Verfahrensvorschriften
ff) Adressat/Betroffener

d) Sicherheitsleistung (§§  127a oder 132 StPO)
aa) Freilassung gegen Sicherheit (§  127a
StPO)
bb) Sicherheitsleistung (§  132 StPO)

e) Klausurtaktik
4. Vorläufige Festnahme durch Jedermann (§  127
Abs.  1 StPO)

a) Wichtige Normen
b) Allgemeines
c) Materielle Rechtmäßigkeit

aa) Tatbestandsvoraussetzungen
bb) Rechtsfolge
cc) Funktionelle Zuständigkeit



dd) Besondere Form- und
Verfahrensvorschriften
ee) Adressat/Betroffener

d) Klausurtaktik
5. Vorläufige Festnahme zur Sicherung der
Hauptverhandlungshaft

a) Wichtige Normen
b) Allgemeines
c) Materielle Rechtmäßigkeit

aa) Tatbestandsvoraussetzungen
bb) Rechtsfolge
cc) Funktionelle Zuständigkeit
dd) Besondere Form- und
Verfahrensvorschriften
ee) Adressat/Betroffener

d) Klausurtaktik
6. Festnahme bei Störung von Amtshandlungen (§ 
164 StPO)

a) Wichtige Normen
b) Allgemeines
c) Materielle Rechtmäßigkeit

aa) Tatbestandsvoraussetzungen
bb) Rechtsfolge
cc) Funktionelle Zuständigkeit
dd) Besondere Form- und
Verfahrensvorschriften
ee) Adressat/Betroffener

d) Klausurtaktik
XV. Repressive Sicherstellung und
Beschlagnahme (§ 94 StPO)

1. Allgemeines
2. Betroffene Grundrechte
3. Repressive Beschlagnahme (§  94 Abs.  2 (iVm.
Abs.  1, §  98 Abs.  1 S.  1) StPO)

a) Wichtige Normen
b) Allgemeines



c) Materielle Rechtmäßigkeit
aa) Ermächtigungsgrundlage
bb) Tatbestandsvoraussetzungen
cc) Rechtsfolge
dd) Ermächtigungsbegrenzung durch
Beschlagnahme verbote
ee) Adressat/Betroffener

d) Formelle Rechtmäßigkeit
aa) Funktionelle Zuständigkeit
bb) Form- und Verfahrensvorschriften

e) Klausurtaktik
4. Exkurs: Beschlagnahme von Zufallsfunden (§  108
StPO)

XVI. Präventive Sicherstellung und ihre Folgen
(§ 26  ff. NPOG)

1. Allgemeines
a) Begriffsbestimmung
b) Exkurs: Umsetzung von PKW und
Abschleppfälle
c) Folgemaßnahmen

2. Betroffene Grundrechte
3. Sicherstellung, §  26 NPOG

a) Wichtige Normen
b) Allgemeines
c) Materielle Rechtmäßigkeit

aa) Tatbestandsvoraussetzungen
bb) Rechtsfolge
cc) Ermächtigungsbegrenzende
Bestimmungen

d) Formelle Rechtmäßigkeit
aa) Funktionelle Zuständigkeit
bb) Besondere Form- und
Verfahrensvorschriften
cc) Adressat/Betroffener

e) Klausurtaktik



XVII. Repressive körperliche Untersuchung (§§ 
81a, 81c StPO)

1. Körperliche Untersuchung im Strafverfahren
a) Körperliche Untersuchung
b) Körperlicher Eingriff

2. Betroffene Grundrechte
3. Körperliche Untersuchung des Beschuldigten (§ 
81a StPO)

a) Wichtige Normen
b) Allgemeines
c) Materielle Rechtmäßigkeit

aa) Ermächtigungsgrundlage
bb) Tatbestandsvoraussetzungen
cc) Rechtsfolge
dd) Verhältnismäßigkeit

d) Formelle Rechtmäßigkeit
aa) Funktionelle Zuständigkeit
bb) Besondere Form- und
Verfahrensvorschriften

e) Klausurtaktik
4. Körperliche Untersuchung anderer Personen (§ 
81c StPO)

a) Wichtige Normen
b) Allgemeines
c) Betroffene Grundrechte
d) Materielle Rechtmäßigkeit

aa) Ermächtigungsgrundlage
bb) Tatbestandvoraussetzungen
cc) Rechtsfolge

e) Formelle Rechtmäßigkeit
aa) Funktionelle Zuständigkeit
bb) Besondere Form- und
Verfahrensvorschriften

f) Klausurtaktik
5. Exkurs: Molekulargenetische Untersuchung (§ 
81e StPO)



XVIII. Präventive körperliche Untersuchung (§ 
22 Abs. 4 NPOG)

1. Körperliche Untersuchung zur Gefahrenabwehr
(§  22 Abs.  4 NPOG)

a) Wichtige Normen
b) Allgemeines
c) Betroffene Grundrechte
d) Materielle Rechtmäßigkeit

aa) Tatbestandsvoraussetzungen
bb) Rechtsfolge

e) Formelle Rechtmäßigkeit
aa) Funktionelle Zuständigkeit
bb) Besondere Form- und
Verfahrensvorschriften
cc) Verwaltungshandeln
dd) Adressat
ee) Klausurtaktik

2. Exkurs: Molekulargenetische Untersuchung zur
Identitätsfeststellung (§  15a NPOG)

XIX. Datenerhebungsgeneralklausel (§ 31 NPOG)
und Grundsätze (§ 30 NPOG)

1. Datenerhebung und -verarbeitung im NPOG
2. Allgemeines Datenschutzrecht

a) Personenbezogene Daten (§  24 Nr.  1 NDSG)
b) Datenverarbeitung (§  24 Nr.  2 NDSG)

3. Grundsätze der Datenerhebung (§  30 NPOG)
a) Direkterhebungsgrundsatz (§  30 Abs.  1 S.  1
NPOG)
b) Hinweispflicht (§  30 Abs.  1 S.  3 NPOG)
c) Grundsatz der offenen Datenerhebung (§  30
Abs.  2 S.  1 NPOG)

4. Datenerhebungsgeneralklausel (§  31 NPOG)
a) Wichtige Normen
b) Allgemeines
c) Betroffene Grundrechte
d) Materielle Rechtmäßigkeit



aa) Tatbestandsvoraussetzungen
bb) Rechtsfolge
cc) Ermächtigungsbegrenzende
Bestimmungen
dd) Adressat

e) Formelle Rechtmäßigkeit
aa) Funktionelle Zuständigkeit
bb) Verwaltungshandeln

XX. Exkurs: Datenabgleich
1. Präventiver Datenabgleich (§  45 NPOG)
2. Repressiver Datenabgleich (§  98c StPO)

Teil 6 Zwang
I. Allgemeines

1. Zwang im Gefahrenabwehrrecht
a) Gestrecktes Verfahren (§  64 Abs.  1 NPOG)
b) Sofortvollzug (§  64 Abs.  2 NPOG)

2. Zwang im Recht der Strafverfolgung
3. Zwangsmittel und ihre Funktion
4. Zwangsmaßnahmen in der Klausur

a) Zwang zur Gefahrenabwehr (Varianten 1 und
2)

aa) Variante 1: Gestrecktes Verfahren
bb) Variante 2: Sofortvollzug

b) Zwang zur Durchsetzung einer
strafprozessualen Maßnahme (Variante  3)

II. Zwangsanwendung zur Gefahrenabwehr (§ 64 
ff. NPOG)

1. Zwangsanwendung im gestreckten Verfahren (§ 
64 Abs.  1 NPOG)

a) Wichtige Normen
b) Allgemeines
c) Betroffene Grundrechte
d) Materielle Rechtmäßigkeit

aa) Ermächtigungsgrundlage
bb) Tatbestandsvoraussetzungen
cc) Rechtsfolge



dd) Befugnis zur Verwendung des konkreten
Zwangs mittels
ee) Art und Weise der Zwangsanwendung (§§ 
72–79 NPOG)
ff) Adressat
gg) Ermessen
hh) Verhältnismäßigkeit

e) Formelle Rechtmäßigkeit
aa) Örtliche und sachliche Zuständigkeit (§ 
64 Abs.  3 NPOG)
bb) Funktionelle Zuständigkeit
cc) Besondere Form- und
Verfahrensvorschriften

2. Zwangsanwendung im Sofortvollzug (§  64 Abs.  2
Nr.  1 NPOG)

a) Wichtige Normen
b) Allgemeines
c) Betroffene Grundrechte
d) Materielle Rechtmäßigkeit

aa) Ermächtigungsgrundlage
bb) Tatbestandsvoraussetzungen
cc) Rechtsfolge
dd) Adressat
ee) Ermessen
ff) Verhältnismäßigkeit

e) Formelle Rechtmäßigkeit
aa) Örtliche und sachliche Zuständigkeit (§ 
64 Abs.  3 NPOG)
bb) Funktionelle Zuständigkeit
cc) Besondere Form- und
Verfahrensvorschriften

III. Zwangsanwendung im Strafverfahren
IV. Art und Weise der Zwangsanwendung

1. Androhung (§§  70, 74 NPOG)
2. Fesselung (§  75 NPOG)
3. Schusswaffengebrauch (§§  76–78 NPOG)


